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Nicht nur in wirtschaftlich schwierigen 
Zeiten treten immer wieder Fragen zur 
Haftung eines Geschäftsführers (GF) 
für seine Gesellschaft auf. Und bei 
wirtschaftlich angeschlagenen oder 
Not leidenden Gesellschaften versu-
chen Gläubiger oder Insolvenzverwal-
ter, die Handlungen der Geschäftsfüh-
rer im Hinblick auf gravierende Fehler 
zu durchleuchten, um so eine eigent-
lich nicht vorgesehene Haftung der 
Geschäftsführer für Gesellschafts-
schulden zu begründen. Damit Sie die-
sen im üblichen Tagesgeschäft zum 
Teil nur schwer erkennbaren Fallstri-
cken mit einer gewissen Sensibilität 
begegnen können, soll im folgenden 
ein grober Überblick über einige we-
sentliche relevante Aspekte für Sie als 
Geschäftsführer einer GmbH vermittelt 
werden.
Die zentrale Vorschrift, die sich mit den 
Pflichten und der Haftung des GF be-
fasst, ist der § 43 GmbHG. Neben dem 
in § 43 Abs. 3 GmbHG gesondert gere-
gelten Sachverhalt der Schadensersatz-
haftung wegen Verletzung der Kapitaler-
haltungsregelungen haftet der GF ge-
mäß § 43 Abs. 2 GmbH für jede 
Pflichtverletzung, die er bei der Ausfüh-
rung seiner Tätigkeit als Mitglied des Or-
gans der Gesellschaft begangen hat.  
Diese Haftung führt in erster Linie zu 
einem Anspruch der Gesellschaft auf 
Ersatz des durch die Pflichtverletzung 
entstandenen Schadens. Man spricht 
hier von Innenhaftung.
Neben dem gerade angesprochenen 
Schadensersatzanspruch der Gesell-
schaft gegenüber dem Geschäftsfüh-
rer ist die sogenannte Außenhaftung 
des GF von besonderer Bedeutung. 
Diese kann auf einer vertraglichen 
Grundlage basieren oder aus delikts-
rechtlichen Ansprüchen begründet 
werden:
Eine Haftung aus vertraglichen Grund-
lagen gegenüber Dritten kann zum Bei-
spiel durch ein gesondertes Haftungs-
versprechen des Geschäftsführers be-
gründet sein. Auch die Übernahme 
einer Bürgschaft bzw. der gesondert 
erklärte Beitritt zur Schuld der Gesell-
schaft durch den GF ist möglich.
Neben der Haftung durch eine eigene 
schuldrechtliche Erklärung des GF 
kann der GF bei gesondert gelagerten 
Fällen zu einem Schadensersatz ge-
genüber Dritten verpflichtet sein, wenn 
ihn ein Verschulden zum Beispiel beim 
Abschluss eines Vertrages trifft. Bei-
spielsweise kann die Täuschung über 

die Zahlungsfähigkeit der Gesellschaft 
zum Zeitpunkt des Vertragsab-
schlusses eine entsprechende Haftung 
begründen, wenn bereits bei Vertrags-
abschluss die Undurchführbarkeit des 
Vertrages auf der Hand lag.
Weiterhin kommt die Außenhaftung 
eines GF aus deliktsrechtlichen Grün-
den in Betracht. Die Grundtatbestände 
des Deliktsrechts ergeben sich aus 
den Regelungen des § 823 BGB.
Als „Klassiker“ der deliktischen Haf-
tung gelten zum einen die unterlassene 
Verlustanzeige und die Insolvenzver-
schleppung (§ 84 GmbH); zum ande-
ren Verstöße gegen die im HGB festge-
legten Buchführungs- und Bilanzie-
rungsvorschriften – diese sind 
Ordnungswidrigkeiten, gegebenenfalls 
sogar Straftaten. 
Eine besondere Bedeutung im Rah-
men der Schutzgesetzhaftung ergibt 
sich für den Tatbestand nicht abge-
führter Arbeitnehmer-Anteile zur Sozi-
alversicherung. Nach der ständigen 
Rechtsprechung des BGH haftet der 
GF aus deliktsrechtlichen Gesichts-
punkten gemäß § 823 II BGB i. V. m. 
mit den §§ 266a Abs. I, 14 Abs.1 Nr. I 
StGB gegenüber dem Sozialversiche-
rungsträger auf Schadensersatz, wenn 
er die Arbeitnehmeranteile zur Sozial-
versicherung nicht abgeführt hat.
Die Verpflichtung zur vorrangigen Ab-
führung der Arbeitnehmeranteile führt 
dazu, dass Sie als Geschäftsführer trotz 
bestehender Zahlungsunfähigkeit der 
Gesellschaft dem Sozialversicherungs-
träger gegenüber haften können, weil 
Ihnen die vorsätzliche, pflichtwidrige 
Herbeiführung der Zahlungsunfähigkeit 
bei Fälligkeit zur Last gelegt wird.      
Hieraus folgt für Sie: Bilden Sie entspre-
chende Rücklagen – unter Zurückstel-
lung jeglicher anderer Zahlungsver-
pflichtungen, auch unter Berücksichti-
gung von Lohnkürzungen –, sobald sich 
für Sie abzeichnet, dass am Fälligkeits-
tag keine ausreichenden Mittel zur Be-
gleichung der Arbeitnehmeranteile vor-
handen sein werden.
Haftung aufgrund steuerrechtlicher As-
pekte: Von besonderer Bedeutung ist 
die steuerrechtliche Haftung des GF. 
Die Regelungen der §§ 34, 69 S. 1 AO 
sehen vor, dass den Geschäftsführer ei-
ne steuerrechtliche Eigenhaftung trifft, 
soweit er Ansprüche aus dem Steuer-
schuldverhältnis zwischen der Gesell-
schaft und der Finanzverwaltung vor-
sätzlich oder grob fahrlässig verletzt. Ei-
ne solche Verletzung ist unter anderem 

gegeben, wenn Sie die Ihnen aufer-
legten Pflichten nicht oder nicht recht-
zeitig (z. B. wegen einer verspäteten 
Steuererklärung) erfüllen oder mangels 
fristgerechter Zahlung verspätet oder 
gar nicht erfüllen.
Wie auch bei der Zahlung der Arbeit-
nehmeranteile zur Sozialversicherung, 
so muss für den Geschäftsführer zu-
mindest zum Zeitpunkt der Fälligkeit die 
Möglichkeit gegeben sein, die Steuer-
schuld durch ausreichende Mittel zu 
begleichen. Aber auch hier ist ein Ver-
schulden des GF gegeben, wenn er 
nicht die notwendige Vorsorge für die 
fristgerechte Begleichung der Steuer-
schuld trifft. Der Geschäftsführer hat al-
so auch in diesem Zusammenhang die 
finanziellen Mittel der von ihm geführten 
Gesellschaft so zu verwalten, dass sie 
in der Lage bleibt, später fällig wer-
dende Steuerschulden zu tilgen.
Existent sind des Weiteren Haftungstat-
bestände wegen sittenwidriger vorsätz-
licher Schädigung, bei Verstoß gegen 
Verkehrspflichten und nicht zuletzt bei 
Wettbewerbs- und Markenverstößen, 
die hier aber aus Platzgründen nicht 
weiter ausgeführt werden können.
Insgesamt gilt: Ihr Haftungsrisiko wird 
nicht erst durch die Eintragung Ihrer 
Geschäftsführerstellung in das Han-
delsregister begründet, sondern be-
reits durch die Aufnahme Ihrer Tätig-
keit. Alter, fehlende geschäftliche Er-
fahrung oder andere in Ihrer Person 
liegende Kriterien im Hinblick auf die 
Bewertung des Geschäftsführerhan-
delns sind von geringer Bedeutung. 
Sie können sich daher bei einer Haf-
tungsfrage im Regelfall nicht darauf 
berufen, einer Aufgabe aus be-
stimmten Gründen nicht gewachsen 
gewesen zu sein. Von einem Ge-
schäftsführer wird grundsätzlich die 
volle Verantwortlichkeit gefordert.
Unter Berücksichtigung der dargestell-
ten Haftungstatbestände, die einen GF 
im Rahmen seiner üblichen Tätigkeiten 
für die Gesellschaft treffen können, er-
geben sich immer wieder Fragen zur 
Beschränkung der Haftung bzw. zu ei-
ner Freistellung von der Haftung durch 
die Gesellschaft. Hierauf ist zunächst 
darauf abzustellen, aus welcher Rich-
tung eine Inanspruchnahme des Ge-
schäftsführers droht. Dies wird unter 
dem Kapitel Haftungsbeschränkung 
und -freistellung im nächsten Artikel 
behandelt.
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